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Die Beschwerde wird auf Kosten des Beschwerdeführers
zurückgewiesen.

Wert: 560,00 DM.

 
G r ü n d e

Der Beschwerdeführer ist seit dem 2.3.1989 Vormund der Betroffenen . Am 24.4.1989
eröffnete er bei der Stadtsparkasse N. für die Betroffene ein Konto mit Sperrvermerk. Er hat
die Sparkasse, ein bei der Sparkasse C. bestehendes Konto einzuziehen und dabei
ausdrücklich darauf hinzuweisen, daß das Geld auf ein ebenfalls mit einem Sperrvermerk
versehenes Konto gelangen werde. Die Sparkasse C. verweigerte die Umbuchung unter
Hinweis darauf, daß keine vormundschaftsgerichtliche Freigabe vorliege. Daraufhin
beantragte der Beschwerdeführer beim Amtsgericht Münster am 5.6.1989 die Ausstellung
einer Negativbescheinigung des Inhalts, daß für den Einzug des Kontos bei der Sparkasse C.
keine vormundschaftsgerichtliche Freigabe erforderlich sei. Durch die angefochtene
Verfügung lehnte das Amtsgericht die Ausstellunq einer solchen Negativbescheinigung ab mit
der Beqründung, ein Geldinstitut könne eine vormundschaftsgerichtliche Freigabe verlangen.
Dagegen wendet sich der Beteiligte mit seiner Beschwerde vom 9.6.1989 mit der
Begründung, die beabsichtigte Umbuchung stelle keine Verfügung im Sinne des § 1812 BGB
dar. Wegen der weiteren Einzelheiten wird auf die Beschwerde Bezug genommen.

Die Beschwerde ist gem. §§ 19, 20 FGG zulässig, sie hat jedoch keinen Erfolg.

Dem Beschwerdeführer ist zwar darin beizupflichten, das § 1812 BGB zum Schutze des
Mündelvermögens dienen soll und daß hier ein gesetzlicher Schutz des Mündelvermögens
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nicht erforderlich wäre, weil das Geld von einem Sperrkonto auf ein anderes Sperrkonto
umgebucht werden soll, an Sicherheit also nichts verloren ginge; doch stellt das beabsichtigte
Rechtsgeschäft – Einziehung des Kontos bei der Sparkasse C.- gleichwohl eine Verfügung
im Sinne des Gesetzes dar, weil dadurch die Forderung des Mündels abgeändert wird, in
dem an die Stelle des bisherigen Schuldners ein neuer Schuldner tritt . Nach Auffassunq der
Kammer besteht im vorliegenden Fall kein Anlaß den Begriff Verfügung" in § 1812 BGB
abweichend und einschränkend vom grundsätzlichen Begriff des Verfügungsgeschäftes
auszulegen, da eine vormundschaftsgerichtliche Freigabe ohne weiteres zu erlangen ist und
nicht mehr Aufwand erfordern würde, als eine vom Beschwerdeführer verlangte
Negativbescheinigung.

Die Beschwerde war daher, wie geschehen, zurückzuweisen.

Die Kostenentscheidung beruht auf § 131 KostO .
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